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SEITEN DES VIZE

III der neuen Hauptstraße (zwischen

Deutschplatz und Badstraße). Wir hal-

ten diesen Radweg für vernünftig und

sinnvoll. (In keiner anderen Stadt

würde darüber überhaupt diskutiert

werden: Weder in Wien, noch in Graz,

noch in Salzburg wäre so ein Radweg

ein Thema – er würde von Beginn weg

mitgeplant und gebaut werden.) Wir

müssen das Radfahren attraktiver

machen – auch für Einkaufsfahrten.

Und da ist es auch wichtig, Bereiche

mit einer Vielzahl von Geschäften ein-

fach erreichen zu können. Wir haben

dies auch im Koalitionsvertrag verein-

bart, und die ÖVP hat dem ihre

Zustimmung gegeben. Aber dann war

die Angst um die armen AutofahrerIn-

nen größer, und die Versuchung stieg,

den Vertrag in diesem Punkt zu igno-

rieren: Denn der Radweg könnte ja 4

oder 5 Parkplätze kosten...

Vorweg: Der größte Schlag gegen

die lokale Wirtschaft war wohl die

Errichtung der riesigen Konsumtempel

vor den Toren unserer Stadt – ermög-

licht durch eine völlig verfehlte Raum-

ordnungspolitik des Landes Nieder-

österreich. Das ist die Ursache der

meisten Probleme der Wirtschaft in

Mödling. Wir Grünen halten es für

völlig sinnlos, das Match mit der SCS

auf Ebene der Parkplätze zu führen:

Hier können wir nicht gewinnen. Wir

müssen die Attraktivität des Verwei-

lens in einer „echten“ Stadt, zwischen

alten Häusern und bei natürlichem

Licht herausstreichen. Und wir müs-

sen uns um einen Mix an Geschäften

kümmern, der sich von der SCS unter-

scheidet – spezielle Angebote, beson-

dere Qualitäten, aber auch attraktives

Service statt Massenabfertigung. Das

alles in einer Stadt der Menschen und

nicht der Autos. 

Weshalb sich „die Wirtschaft“

(wahrscheinlich eh vor allem die Kam-

mer, die sich auch ihren Mitgliedern in

der SCS verpflichtet fühlt) in dieser

Stadt an den Strohhalm je-

des einzelnen Parkplatzes

klammert (wobei dann oh-

nehin oft die Geschäftsin-

haber die wenigen Park-

plätze blockieren), ist mir

nicht nachvollziehbar. Aber

mit Sicherheit finden wir

gleichlautende Argumente

auch in der Phase vor Er-

richtung der FußgängerIn-

nenzone in den 70er-Jah-

ren. Es darf sich nur ja

nichts ändern! (Dass sich

die Welt vor den Toren der Stadt stän-

dig ändert, könnte zumindest ansatz-

weise berücksichtigt werden.) Jetzt

schießt sich „die Wirtschaft“ auf die

RadfahrerInnen ein. Sehr sinnig. Die

RadfahrerInnen sind nämlich die, die

nicht bei erster Gelegenheit in die

SCS weiterfahren,

sondern den aus

Sicht „der Wirt-

schaft“ wahr-

scheinlich absur-

den Gedanken ha-

ben, in ihrer Stadt

einkaufen zu wol-

len.

Aber wir ha-

ben keine Koali-

tion mit „der Wirt-

schaft“, sondern

mit der ÖVP. Und

wir hatten eigent-

lich schon ange-

nommen, dass ei-

ne so große und

s taa t s t r agende

Partei sich an Ver-

einbarungen hält

und diese nicht

einfach vom Tisch

wischt. Wir jeden-

falls sehen es als

unsere Pflicht, die

Vereinbarungen

einzuhalten. 

Aber vielleicht ist diese meine

Erwartung einfach nur naiv. 

Obwohl: „naiv“ ist in Zeiten wie

diesen in der politischen Landschaft

wohl das am wenigsten beleidigende

Schimpfwort...

Gerhard Wannenmacher
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Die Grünen haben im Koalitions-

abkommen mit der ÖVP vereinbart,

dass in der Hauptstraße in West-Ost-

Richtung (also gegen die Einbahn-

richtung) ein Radweg errichtet wird

(„nach verkehrstechnischer Vorgabe,

Verkehr auf Bundes-, Landes- und

Hauptstraßen muss übergeordnet

bleiben“). So ein Radweg ist seit Jah-

ren Bestandteil des im Rahmen des

MOVE-Verkehrskonzepts ausgearbei-

teten Radroutenplanes und war auch

im Siegerprojekt des Planungswettbe-

werbs für die Hauptstraße enthalten.

Er ist auch im Abschnitt zwischen

Bahnhofplatz und Museum bereits fer-

tiggestellt. Für den dritten Bauab-

schnitt zwischen Museum und

Badstraße wurde – noch vor der letz-

ten Gemeinderatswahl – eine Planung

vorgenommen, die keinen Radweg

gegen die Einbahnrichtung enthielt.

Trotz der klaren Festlegung im

Koalitionsabkommen (niemand will ja

durch den Radweg den Fließverkehr

auf der Bundesstraße behindern)

kommt es im Zusammenhang mit die-

sem Radweg zu teilweise äußerst

widersprüchlichen Aussagen und

Handlungen:

Die Grünen haben entsprechend

dem Koalitionsabkommen verlangt,

dass eine Planung vorgenommen wird,

die den vereinbarten Radweg vorsieht.

Sie haben dazu auch Vorschläge

gemacht, wie dieser Radweg ausge-

führt werden kann, ohne dass im Ver-

gleich zur radweglosen Planung

Parkplätze verlorengehen.

ÖVP-Stadtrat Dr. Ukmar, der für

den Neubau der Hauptstraße zuständig

ist, weigerte sich anfangs, die Rad-

weg-Variante planen zu lassen, obwohl

er persönlich das Koalitionsabkommen

mitverhandelt und unterzeichnet hatte.

Erst nach Androhung der Grünen, die

Koalition platzen zu lassen, wenn die

Vereinbarungen nicht eingehalten wür-

den, wurde die Radweg-Variante

geplant, allerdings so, dass unnötig

Parkplätze verloren gehen, weil der

Parkstreifen für Autos nicht auf der

Nordseite vorgesehen ist, wo es weni-

ger Hauseinfahrten gibt und wo aufge-

hende Autotüren die RadfahrerInnen

nicht gefährden würden, sondern auf

der Südseite zwischen dem Radweg

und dem Gehsteig. Am 4.11.2011

erklärte STR Ukmar– ohne dass dies

innerhalb der Koalition abgestimmt war

– gegenüber der Presse, dass der Rad-

weg nicht gebaut werde. (Nachträglich

musste klargestellt werden, dass es

sich bei dieser Aussage um die „per-

sönliche Meinung eines Mitglieds des

Stadtrates“ gehandelt hatte.)

SPÖ-Vzbgm. Holzmann hat in

seiner Zeit als Verkehrsstadtrat im

Zuge des Verkehrskonzepts MOVE

einen Radroutenplan ausarbeiten las-

sen, der über die ganze Länge der

Hauptstraße einen Radweg in West-

Ost-Richtung enthielt. Am 21.3.2009

stimmte die SPÖ im Gemeinderat

einem Antrag der Grünen zu, dass bei

der Planung der Hauptstraße Radwe-

ge verbindlich eingeplant werden soll-

ten. Am 18.11.2011 stellte die SPÖ im

Gemeinderat den Antrag, auf einen

Radweg in der oberen Hauptstraße

gegen die Einbahn zu verzichten.

Die Mödlinger Wirtschafts-
kammer hat am 4.11.2011 eine Unter-

schriftenliste an STR Dr. Ukmar

übergeben, in der sich angeblich alle

23 GeschäftsinhaberInnen des betref-

fenden Abschnitts gegen eine Rad-

wegführung aussprechen. Auch

ÖVP-Wirtschaftsbund-Gemeinderat

Percig, der das Koalitionsabkommen

ebenfalls unterzeichnet hat, trat in

diesem Zusammenhang gegen den

Bau des Radweges auf. Wir kennen

jedoch mindestens drei Geschäfte, die

den Bau eines Radweges unterstützen

und die Unterschriftenliste daher nicht

unterzeichnet haben.

Hofrat DI Salat (Leiter der für

Mödling zuständigen NÖ Straßenbau-

abteilung) war Mitglied der Fachjury,

die das Siegerprojekt für den Haupt-

straßenneubau (samt Radweg) aus-

gewählt hat. In zwei Schreiben an die

Stadtgemeinde Mödling beantwortet

er die Frage, ob im 3. Bauabschnitt ein

von der Fahrbahn baulich getrennter

Radweg ausgeführt werden kann, mit

der Aussage, dass Radfahren gegen

die Einbahn bzw. dass ein Radfahr-

streifen (also eine nicht baulich

getrennte Führung des Radverkehrs)

gegen die Einbahn auf einer Bundes-

straße abgelehnt wird. Im 2. Bauab-

schnitt der Hauptstraße hat er

jedenfalls einem baulich getrennten

Radweg gegen die Einbahn zuge-

stimmt.

Zur Klärung der Situation fand am

28.11.2011 ein Gespräch unter Beteili-

gung des NÖ Straßendienstes statt.

Das Ergebnis war bei Redaktions-

schluss noch nicht bekannt. Dann

muss auch noch für die Badstraßen-

kreuzung eine Durchrechnung der

Ampelphasen erfolgen. Schließlich

muss innerhalb der Schwarz-Grünen

Koalition eine Entscheidung getroffen

werden. Zuständig dafür ist der Koali-

tionsausschuss bestehend aus Bürger-

meister, 1. Vizebürgermeister und den

Klubsprechern von ÖVP und Grünen.

Alfred Trötzmüller

Radweg auf der Hauptstraße – wer will was?
Großes Verwirrspiel um die Standpunkte der Parteien und Institutionen!
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Während über den Inhalt der Website der

Sprecher der Mödlinger Grünen Vzbgm. Wan-

nenmacher entscheidet, können auf der Face-

book-Seite alle AktivistInnen der Mödlinger

Grünen Beiträge posten oder Veranstaltungen

erstellen. Und alle, die auf Facebook registriert

sind, können die Inhalte kommentieren. Das

macht die Facebook-Seite zu einem lebendigen

Medium, das vielfältige Informationen enthält: 

Von spontanen Berichten und Kommenta-

ren zum politischen Geschehen auf Stadt-,

Landes-, Bundes- und Europa-Ebene über

Fotos von Grünen Aktionen und Hinweise auf

interessante Medieninhalte bis zur Ankündi-

gung von Veranstaltungen.

Die Facebook-Seite „Die GRÜNEN Möding“

hat derzeit 156 Fans und es werden ständig

mehr. Fans erfahren auf ihrer Pinnwand, wenn

sich auf der Grünen Facebook-Seite etwas

Neues tut.

Es gibt auch eigene Seiten oder Gruppen

von der Grünen Bezirksorganisation, von den

Jungen Grünen und zum Grünen Wanderkino.

Alfred Trötzmüller

Die Adressen:

Die Grünen Mödling: 
www.facebook.com/gruene.moedling
Die Grünen Bezirk Mödling: 
www.facebook.com/groups/244018887479
Junge Grüne Raum Mödling: 
www.facebook.com/pages/Junge-
Grüne-Raum-Mödling/216395188399613
Grünes Wanderkino:
www.facebook.com/groups/
105178539513929

Die Grünen
Mödling im
Facebook
Neben der offiziellen Website der Mödlinger
Grünen gibt es seit einiger Zeit auch eine
Facebook-Seite.
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Die (durch „neo-

liberal“ handelnde

Regierungen veran-

lasste) Aufhebung

fast aller Beschrän-

kungen des Finanz-

handels und dessen

Computerisierung,

die Finanztransaktio-

nen in Nanosekun-

den erlaubt, führt zu

teilweise hysteri-

schem Verhalten der

„Finanzmärkte“. (So

hat z. B. das Grüne

Stimmverhalten in einem österreichi-

schen Parlamentsausschuss den New

Yorker Börsenindex deutlich beein-

flusst.) Das erfordert schnelle und kla-

re Reaktionen der Politik, um einer-

seits kurzfristig auf den „Markt“-Irr-

sinn zu reagieren und andererseits

Regeln zu schaffen, die statt der Fi-

nanzspekulation wieder die reale Wirt-

schaft in den Mittelpunkt des Gesche-

hens bringen.

„Pongau“ boomt,
„Vorarlberg“ blockiert

Dem steht eine EU gegenüber, die

– wenn man ihre Regeln auf Öster-

reich übertragen würde – folgender-

maßen funktioniert: 

• Es gibt ein Parlament, das in St.

Johann im Pongau tagt. Die Abge-

ordneten, die ihre Büros und Aus-

schüsse in Wien haben, reisen

einmal monatlich dorthin. Ohne

Zustimmung Salzburgs darf das Par-

lament diese ineffiziente Praxis nicht

ändern. Und Salzburg stimmt nicht

zu, da am Parlamentarier-Tourismus

die Pongauer Wirte gut verdienen.

Die Hauptakteure des Parlaments

sind ziemlich unbekannt, da die

Abgeordneten nur auf Länderlisten

gewählt werden und es keine öster-

reichweiten SpitzenkandidatInnen

der Parteien gibt. Das Parlament darf

selbst keine Gesetzesinitiativen

ergreifen. Und seine Beschlüsse sind

nur gültig, wenn ihnen auch alle

neun Landeshauptleute zustimmen.

• Es gibt eine Bundesregierung, die so

zusammengesetzt wird, dass jedes

Bundesland einen Vertreter in die

Regierung entsendet. Den Bundes-

kanzler suchen sich die Landes-

hauptleute gemeinsam aus. Mei-

stens einen, von dem sie erwarten,

dass er wenig Initiative zeigt, damit

sie selbst die Regierungslinie be-

stimmen können.

• Die Bundesregierung darf keine

Steuern einheben, sondern ist auf

Mitgliedsbeiträge der einzelnen

Bundesländer angewiesen, die jedes

Jahr neu mit den Landeshauptleuten

verhandelt werden. Jeder Landes-

hauptmann ist stolz, zu Hause

berichten zu können, wie wenig sein

Land an die Bundesregierung zahlt.

Vorarlberg hat sich überhaupt eine

Extrawurst ausgehandelt: Es zahlt –

auf seine Größe bezogen – deutlich

weniger als alle anderen. 

• In österreichweit wichtigen Fragen

wie Wirtschaftspolitik, Außenpolitik

und Verteidigungspolitik haben

Regierung und Parlament keine

Kompetenz. Über solche Punkte ent-

scheiden die neun Landeshauptleu-

te und müssen sich alle einig sein.

• In ihren Bundesländern haben die –

Wenn Europa den Chinesen spanisch
vorkommt…
Der Vizebürgermeister von Schanghai sagt: „Ich verstehe nicht, warum die Staatsschulden von einem kleinen Land
wie Griechenland einen so großen Einfluss auf Europa und die ganze Welt haben. Die Wirtschaft in Europa läuft
doch gut. Können Sie mir das erklären?“ Die EU-Kommission startet eine Informationskampagne in China, um dort
einer breiten Öffentlichkeit den Euro zu erklären. Was die Chinesen nicht versehen, ist allerdings auch für uns in
Europa schwer verständlich.

Die „Landeshauptleute“ und ihr Präsident. © Der Rat der Europäischen Union
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überwiegend schwarzen – Landes-

hauptleute teilweise horrende Schul-

den angehäuft und sich über die

gemeinsam beschlossenen Regeln

zur Schuldenbegrenzung hinwegge-

setzt, da sie einerseits die Wirtschaft

nicht mit Sparpaketen schwächen

und andererseits ihre eher wohlha-

bende Klientel nicht mit Reichen-

Steuern belasten wollten.

• Oft erfordert es viele Sitzungen, bis

sich alle Landeshauptleute auf eine

gemeinsame Linie einigen. Neuer-

dings versuchen Michael Häupl und

Gabi Burgstaller (die in unserem Bei-

spiel ebenfalls „schwarz“ sind) eine

Führungsrolle zu übernehmen und

die Entscheidungen schon vor den

Sitzungen untereinander auszuma-

chen. Die anderen können dann nur

zustimmen, wenn sie nicht als Blo-

ckierer gelten wollen. (Vorarlberg

blockiert trotzdem häufig die Häupl-

Burgstaller-Linie, neuerdings auch

das Burgenland.) 

• Häupl und Burgstaller haben schon

erkannt, dass das so nicht weiterge-

hen kann. Sie haben daher eine

„Wirtschaftsregierung“ vorgeschla-

gen. Allerdings nicht als zusätzliche

Kompetenz der Bundesregierung,

sondern in der Form, dass sich die

Landeshauptleute zweimal jährlich

extra zu Wirtschaftsfragen treffen. 

• Die Landeshauptleute haben sich

auch einen Landeshauptleute-Präsi-

denten engagiert, einen gewissen

Herwig van Staa, früher Tiroler Lan-

deshauptmann. Den – und nicht

etwa den zuständigen Bundesmini-

ster – haben sie mit der Koordination

in Wirtschafts- und Währungsfragen

beauftragt.

• Es gibt auch eine Österreich-Wäh-

rung, die geschaffen wurde, um den

Handel innerhalb Österreichs ein-

fach und ohne Währungsrisiko

abwickeln zu können. Aber einige

Bundesländer haben immer noch

ihre alten eigenen Währungen. Auch

deren Landeshauptleute reden mit,

wenn es um die gemeinsame Wäh-

rung geht.

• Das alles funktioniert – wie man sich

leicht vorstellen kann – sehr

schlecht, aber als die heute gültige

Verfassung beschlossen wurde, war

es sehr schwierig eine Lösung zu

finden, der alle zustimmen. Alle hat-

ten Angst, zu viel von ihren Landes-

kompetenzen abzugeben. Vorarlberg

ist überhaupt prinzipiell gegen jeden

Zentralismus, und Kärnten hielt eine

Volksabstimmung ab, die erst im

zweiten Anlauf eine Zustimmung zur

Verfassung brachte.

Euro-Krise =
Demokratiekrise der EU

Sie würden wahrscheinlich sagen:

Dieses Land kann so nicht funktio-

nieren. Es braucht eine vernünftig

zusammengesetzte Regierung aus den

bestgeeigneten Persönlichkeiten, die

mit den erforderlichen Kompetenzen

ausgestattet ist. Und ein Parlament, für

das sich die Parteien mit ihren füh-

renden KandidatInnen und klaren

Zielrichtungen bewerben und das in

der Hauptstadt tagt. Wichtige Fragen

müssen mit Mehrheit im Parlament

entschieden werden. Über grundle-

gende Verfassungsänderungen soll

eine österreichweite Volksabstimmung

entscheiden. Ganz Österreich muss

eine gemeinsame Währung, eine

gemeinsame Wirtschafts-, Außen-

und Verteidigungspolitik erhalten.

Wenn Sie die Namen austauschen

– Österreich � EU; St. Johann �
Straßburg; Salzburg � Frankreich;

Pongau � Elsass; Bundesländer �
EU-Mitgliedsstaaten; Landeshaupt-

leute � Staats- und Regierungschefs

(Europäischer Rat); Bundesregierung

� Europäische Kommission; Bundes-

kanzler � EU-Kommissionspräsident;

Bundesminister � EU-Kommissar;

Michael Häupl � Angela Merkel; Gabi

Burgstaller � Nicolas Sarkozy; Herwig

van Staa � Hermann van Rompuy

(EU-Ratspräsident); Tirol � Belgien;

Vorarlberg � Großbritannien; Bur-

genland � Slowakei; Kärnten � Irland

– dann liegt das Problem der EU auf

der Hand (und auch der Shanghaier

Vizebürgermeister würde es verste-

hen). Erschwerend kommt hinzu, dass

Europa nicht aus neun Bundeslän-

dern, sondern aus 27 Staaten besteht:

also 27 „Landeshauptleute“, 27 „Bun-

desminister“, Einstimmigkeit von 27

bei jedem Gesetz.

Neuer Verfassungskonvent,
europaweite
Volksabstimmung

Nachdem die Praxis zeigt, dass

der Lissabon-Vertrag, in dem diese

Regelungen zuletzt festgelegt wurden,

viel zu zögerlich war, gilt es nun, einen

Meilenstein zu setzen und in einem

neuen Verfassungskonvent eine EU-

Verfassung auszuarbeiten, die die EU

deutlich demokratischer und hand-

lungsfähiger macht. (Strittige Inhalte

der Europapolitik wie z. B. militärische

Aufrüstung oder Atomforschung soll-

ten in so einer Verfassung keinen

Platz haben, sondern, soweit erfor-

derlich, vom Parlament entschieden

werden.) Diese Verfassung soll dann

mit europaweiter Volksabstimmung

beschlossen werden. Wenn einzelne

Länder (wie z. B. Großbritannien) da

nicht mitgehen wollen, können sie

sich ja – wie jetzt schon Island oder

Liechtenstein – in den EWR zurück-

ziehen und dort – ohne Blockade-

recht – an den Vorteilen der wirt-

schaftlichen Integration teilnehmen.

Nur so wird Europa auf längere

Sicht funktionieren und von den Bür-

gerInnen akzeptiert werden können.

Alfred Trötzmüller
(EU-Gemeinderat)
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Kein Bock auf Kürzertreten 
Ute Bock ist ein Markenzeichen. Energisch, schlagfertig und voller Mitgefühl für die Menschen, die sie betreut.
Über 400 Obdachlosen gibt sie Unterkunft und Verpflegung. Damit macht sie die Arbeit, die eigentlich die
Stadtregierung machen müsste.

Wenn man über viele Jahre Erzie-

herin in einem Gesellenheim ist, prägt

das. Da lässt man sich kein X für ein U

vormachen. Da wird man schlagfertig.

Und gestählt. 1976 wird Ute Bock

Leiterin des Gesellenheims Zohmann-

gasse. Anfang der Neunzigerjahre

werden ihr vom Jugendamt auch

ausländische Jugendliche geschickt.

Zuerst aus Gastarbeiterfamilien, später

unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

aus Kriegsgebieten. Über viele Jahre

ist sie die einzige und letzte Adresse

für Jugendliche, die niemand will. Das

ist der eigentliche Grundstein für ihr

lebenslanges soziales Engagement.

Ute Bock macht aus der 
Not eine Tugend

Bei einer Razzia in ihrem Heim

werden afrikanische Jugendliche fest-

genommen, und Ute Bock wird wegen

Bandenbildung und Drogenhandel an-

gezeigt. Die Anklage muss fallen ge-

lassen werden, aber die Gemeinde

Wien verbietet Frau Bock, weiterhin

afrikanische AsylwerberInnen in ih-

rem Heim unterzubringen. Aber es

wäre nicht „die Bock“, wenn sie es

über das Herz brächte, die jungen

Menschen auf die Straße zu setzen.

Sie jammert nicht, sie handelt. Und or-

ganisiert private Wohngemeinschaf-

ten, die sie selbst finanziert und in ih-

rer Freizeit betreut.

Als sie in Pension geht, denkt sie

nicht daran leiser zu treten. Jetzt küm-

mert sie sich rund um die Uhr, und

das nahezu wortwörtlich, um ihre

Schützlinge. Mittlerweile sind es 60

Wohnungen, in denen sie rund 400

Menschen Unterkunft und Verpfle-

gung bietet. Für derzeit über 1400

AsylwerberInnen, die keinerlei staatli-

che Unterstützung bekommen, aber

auch nicht arbeiten dürfen, organisiert

sie eine Meldeadresse und juristische

Beratung. Alles ohne öffentliche Gel-

der, nur aus privaten Mitteln und

Spenden.

Die verrückte Welt 
der Ute Bock

Ihre Arbeit ist kein Honiglecken.

Mal gibt es Probleme mit den Behör-

den, dann wieder wird sie von „auf-

rechten“ Menschen angefeindet, auch

die Kinder der Asylantenfamilien sind

nicht immer lammfromm. „Die Bock“

aber lacht und nimmt mit ihrer Schlag-

fertigkeit und der Flucht nach vorne

potentiellen Angreifern den Wind aus

den Segeln. Gleichzeitig schockierend,

humorvoll und berührend zu erleben

in dem Film „Die verrückte Welt der

Ute Bock“. Der Film ist nachgestellte

Wirklichkeit. Das macht betroffen.

Es regnet Auszeichnungen
Die Auszeichnungen, die sie

verliehen bekommen hat, sagen viel

über Ute Bock und ihr soziales Enga-

gement aus: Bruno-Kreisky-Preis für

Menschenrecht, Dr.-Karl-Renner-Preis

der Gemeinde Wien, Humanitätspreis

des Roten Kreuzes, Weltmenschpreis,

Spin-the-Globe-Award von Siemens,

UNHCR-Flüchtlingspreis, Greinecker-

Senioren-Preis des ORF und der Inter-

kultur-Preis des Landes Oberöster-

reich. Von den Grünen Leopoldstadt

wurde sie zur Frau des Jahres 2007

gekürt, und von SOS Mitmensch wur-

Ute Bock
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de ein eigener „Ute-Bock-Preis für

Zivilcourage“ gestiftet, für eine be-

wundernswerte, starke und charisma-

tische Frau. 

Lassen wir sie selbst sprechen:

“Früher hab' ich den Leuten Fahr-
scheine gekauft, heute überleg' ich mir,
ob ich mir zu Mittag eine Wurstsemmel
leisten soll oder nicht...“ (zur momen-
tanen finanziellen Situation)1

„Keiner hat sich ausgesucht, wo er
auf die Welt kommt, keiner.“

„Ich mache nichts Besonderes. Ich
mache Sachen, die eigentlich für alle
Leute selbstverständlich sein sollten.
Nämlich, dass man Menschen anderer
Rasse, Hautfarbe, Nation als gleich-
wertig akzeptiert“ 2

„Ich habe das Gefühl, vor 20 Jah-
ren war das noch nicht so, dass man
über jemanden einfach drüber gestie-
gen ist, der auf der Straße liegt. Dass es
uns wurscht ist, dass in jeder U-Bahn-
Station jemand schläft. Nicht nur Aus-
länder, auch Österreicher...“

Auf die Frage, was ihr größter

Wunsch wäre: „...dass wir alle wieder

ein bissl normaler werden.“

„Was den Wiener stört, ist, dass sie
(die AsylwerberInnen) nichts hackeln.
Die meisten Wiener wissen nicht, dass
die eigentlich nichts hackeln dürfen.“

„Es ist ja oft die Rede von den Gut-
menschen, und ich werde da auch meis-
tens dazu gezählt. Dazu kann ich nur
eines sagen: Wenn man auf der Straße
sitzt und Hunger hat, dann macht man
aus Verzweiflung alles Mögliche. Das
ist ganz simpel: Es kann niemandem
gut gehen, wenn andere nichts haben.“

„...dass bei mir vor der Tür jeden
Tag Familien mit kleinen Kindern sitzen,
die von unserem goldenen Wiener Herz
vor die Tür gesetzt werden. Mir wäre es
ein Anliegen, dass sich das ändern
täte.“

„Selbst wenn es einmal so sein
sollte, dass diese Menschen in ihre
Heimat zurückkehren können oder
müssen, ist es besser, sie haben hier
etwas gelernt, sind hier gut behandelt
worden und können das hier Erfahrene
in ihre Heimatländer mitnehmen, als sie
sind Unzufriedene, die das Gefühl
haben, zu kurz gekommen zu sein.“

„Meine Generation hat nach dem
Krieg alles zusammenraffen müssen,

um zu überleben. Das wollen wir nicht
mehr auslassen. Wir haben Angst, es
kommt irgend jemand und nimmt uns
das weg. In den Medien wird das ja
unablässig propagiert. Sie wird ununter-
brochen genährt, diese Angst...“

Ein Filmbesucher nach dem
Gespräch mit Ute Bock: „Frau Bock,
bitte hör nicht auf zu lachen – denn
wenn man sieht, was du erlebst, wird
man bitter. Und Frau Bock, bitte hör
nicht auf zu helfen – weil, wenn man
das sieht, muss man sich genieren,
dass man österreichischer Staatsbürger
ist.“

Dem ist nichts mehr hinzuzufügen. 

Inge Hasenöhrl

PS: Wer spenden will: Ute Bock kann

alles brauchen: Geld, Kleider,

Sachen für die Wohnungen, Spiel-

zeug, Schulzeug 

www.e-spende.at/fraubock
www.fraubock.at
www.bockaufkultur.at

Bock for President

Österreichischer Filmpreis 2011,
Pressekonferenz

1 
Quelle: der Standard.at 16.02-10.03.09

2 
anlässlich der Verleihung des Weltmensch-

preises
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Greenpeace fordert deshalb von

der Kelag eine sofortige Beendigung

dieser Geschäftspraxis. Politiker sind

in Österreich fleißig bemüht, sich als

Anti-Atomstrom-Kämpfer hervorzutun,

und auch die Kärntner werden da

nicht müde, während ihr Lan-

des-Stromunternehmen KELAG

immer mehr Atomstrom im gro-

ßen Stil importiert. 

Nach der Untersuchung

„Atomstrom Check 2011“ von

Greenpeace und Global 2000

ergibt sich ein kaum bekanntes

und bizarres Bild der heimlichen

Atomstromimporte nach Öster-

reich: 

Die KELAG führt dieses

Negativranking mit über 23 % an,

es folgen VERBUND mit 15,5 %,

TIWAG (Tirol) & VKW (Vorarl-

berg) mit 11 % und ENERGIE AG

(Oberösterreich) mit 10 %. WIEN

ENERGIE hat immerhin noch 8 %

Atomstromanteil. (Weitere Details

auf www.greenpeace.at.) Kann

man sich unter den Prozentzah-

len des Atomstromanteils dieser

Stromanbieter noch relativ wenig

vorstellen, so entspricht die Gesamt-

summe der Atomstromimporte der

Stromproduktion von zwei Atomkraft-

werken.

Da wird es jetzt verständlich, dass

umliegende Länder wie Tschechien,

Slowakei und Slowenien nahe der

Grenzen zu Österreich weitere Atom-

kraftwerke planen und bauen wollen.

Nicht etwa, weil diese Länder dies für

den Eigenbedarf benötigen würden,

nein für den Strom-Export, auch zu

uns nach Österreich.

Deshalb fordern auch heimische

Umweltorganisationen jetzt massiv ein

Atomstrom-Importverbot. Man kann

im europäischen Stromleitungssystem

zwar nicht erreichen, dass Atomstrom

an unseren Grenzen „blockiert“ wird,

mit Herkunfts-Zertifikaten wäre es

jedoch möglich, nur mehr diejenigen

ausländischen Stromanbieter für Im-

porte zuzulassen, die garantieren, dass

da kein Atomstrom dabei ist. 

Die österreichische Energiewirt-

schaft sieht das etwas differenzierter.

Nicht erst seit der Reaktorkatastrophe

von Fukushima ist die Ablehnung der

österreichischen Bevölkerung von

Atomkraftwerken und Atomstrom im

europäischen Vergleich extrem hoch.

So wurden von vielen großen

Energieversorgern in Österreich

schön klingende Stromfirmen für

Privatkunden gegründet, die

nicht nur atomstromfreie Liefe-

rung sondern auch keine Strom-

lieferung aus kalorischen Kraft-

werken (mit hohen CO2-Emmis-

sionen) versprechen. Den Indus-

triekunden wird aber weiter billi-

ger Atomstrom und dreckiger

Strom aus kalorischen Kraftwer-

ken angeboten und geliefert. 

Wer auf sogenannten um-

weltfreundlichen „grünen Strom“

umsteigen möchte, ist gut bera-

ten sich ganz genau anzusehen,

wie der Strommix des Anbieters

und der Handel seiner Mutter-

und Schwesterngesellschaften

aussieht, denn das Hintertürl zum

Reinwaschen von grauem Strom

(Atomstrom und Strom aus kalo-

rischen Kraftwerken) ist das Zauber-

wort „Strom-Zertifikate“.

Wer Strom aus erneuerbaren

Energien wie Wasserkraft herstellt, be-

kommt dafür Zertifikate ausgestellt.

Diese weisen nach, dass eine be-

stimmte Strommenge in einem be-

stimmten Kraftwerk erzeugt wurde,

und diese dürfen gehandelt werden.

Das europaweit verwendete Zertifi-

Atomstrom, Stromhandel & RECS-Zertifikate 
Am 12. Oktober 2011 gab es von Greenpeace-Aktivisten vor dem Eingang der Firmenzentrale der Kärntner Elek-
trizitäts-AG (KELAG) wieder eine Protestaktion. „Kelag: Stopp Atomstromimporte“ war auf dem achtzehn Qua-
dratmeter großen Transparent zu lesen, mit dem die Umweltschützer das Eingangstor des Energieversorgers
blockierten. Kein anderes österreichisches Energie-Versorgung-Unternehmen (EVU) hat einen so hohen Anteil an
Atomstrom in seinem Strommix. 

©
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katssystem heißt RECS (Renewable

Energy Certificate System). Ein RECS-

Zertifikat ist also ein Wertpapier, das

für den Nachweis der Erzeugung von

einer Megawattstunde (MWh) Strom

aus Erneuerbaren Energien steht. Die

Zertifikate dürfen frei gehandelt wer-

den und zwar unabhängig davon, ob

auch der zum Zertifikat gehörende

Strom verkauft wird. Es ist erlaubt,

Zertifikate für sauberen Strom ohne

den dazugehörigen Strom zu kaufen.

Wer also ein RECS-Wasserkraftzertifi-

kat bezieht, kauft sich damit nicht un-

bedingt Wasserkraftstrom, sondern

nur das „Recht“ zu behaupten, dass er

Strom aus Wasserkraft bezogen hat.

In Österreich müssen die Elektro-

Versorgungs-Unternehmen schon seit

2001 die Primärenergieträgeranteile,

d.h. aus welchen Energieträgern der

Strom produziert wurde, kennzeich-

nen. Sie sind dazu verpflichtet, auf der

Stromrechnung auszuweisen, woher

der Strom kommt. Aber obwohl die

Unternehmen immer mehr Strom aus

dem Ausland und somit Atomstrom

beziehen, führt interessanterweise bei-

nahe kein einziges Unternehmen auch

tatsächlich einen

Anteil Atomener-

gie in seinem

Strommix auf.

Wie kann das

sein?

Greenpeace

hat nun unter-

sucht, aus wel-

chen Quellen der

Strom kommt.

Dabei ist klar ge-

worden, dass die

Energieversorger

viel zu verste-

cken haben. Die

meisten Unter-

nehmen sind

nicht bereit, voll-

ständig offenzu-

legen woher sie ihren Strom beziehen.

Gleichzeitig weisen aber interessan-

terweise viele Energieversorger auf der

Stromrechnung viel mehr Wasserkraft

auf, als sie aus den eigenen Kraftwer-

ken und aus Bezugsrechten an ande-

ren österreichischen Wasserkraftwer-

ken beziehen. Woher kommt dieser

Wasserkraftstrom? Die Unternehmen

kaufen in großem Umfang RECS-Zerti-

fikate. Damit wird der Atom- oder Koh-

lestrom, der von Strombörsen oder aus

kurzfristigen Lieferverträgen bezogen

wird, umetikettiert und als Wasser-

kraftstrom ausgewiesen.

RECS-Zertifikate sind daher prak-

tisch ein „Strom-Waschmittel“ für

Atomstrom und Strom aus kalorischen

Kraftwerken um auf das Etikett dann

„Strom aus Erneuerbarer Energie“

schreiben zu können.

Aber wer trägt die Verantwortung

für diese Stromwäsche? In Österreich

ist die Regulierungsbehörde E-Control

für die Überwachung der Stromkenn-

zeichnung zuständig, und sie handelt

dabei auf Grundlage von Regelungen,

die das Wirtschaftsministerium zu ver-

antworten hat. Die E-Control auf Nach-

frage von Greenpeace zum Zertifikate-

handel: „Es ist ein Unternehmensge-

heimnis wie viele RECS-Zertifikate ver-

wendet werden.“ Die EVU (Energie-

versorgungsunternehmen) müssen

nicht bekanntgeben, welche Zertifikate

in welchem Umfang dann den „ge-

schönten“ Versorgermix ergeben.

Greenpeace und Global 2000 for-

dern: 

• Schluss mit dem Etikettenschwindel

bei Strom

• Schluss mit den nicht öffentlichen

RECS-Zertifikaten als „Strom-Wasch-

mittel“

• Klare Kennzeichnung von Primären-

ergieträgeranteilen auf Stromrech-

nungen und Angeboten für „grünen

Strom“ ohne Anteil des Zertifikate-

handels

Ein kleiner persönlicher Rat für

jene, die bewusst auf „grünen Strom“,

d. h. ausschließlich „Strom aus Erneu-

erbaren Energien“ umsteigen wollen:

• unbedingt auch die Firmenverflech-

tungen und damit den Stromhandel

im Ausland der Anbieter genauso

ansehen

• und wie & wo in welche Kraftwerks-

projekte von Erneuerbaren Energien,

vorzugsweise in Österreich, investiert

wird. 

Das öffnet oft die Augen!

Gerhard Metz
unter Zuhilfenahme von Untersuchun-
gen von Greenpeace und Global 2000

Links: www.greenpeace.at & 

www.global2000.at

©Greenpeace

©Global 2000
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Es ist wirklich unfassbar. Anstatt

weltweit Kohlendioxid zu reduzieren,

wie es endlich nach vielen Klimakon-

ferenzen beschlossen wurde, verhilft

man den reichen Industriestaaten zu

Verschmutzungsrechten. Das Europä-

ische Emissionshandelssystem (EU-

EHS) wurde im Jahr 2005 eingeführt

und wird von der EU als das wichtigste

Instrument zur Erreichung des „20-20-

20“ Klimaziels (Emissionssenkung um

20 % - Anhebung des Anteils der er-

neuerbaren Energien auf 20 % - Stei-

gerung der Energieeffizienz um 20 %,

zu erreichen bis zum Jahr 2020) be-

trachtet. 

Ein Trugschluss, denn durch die-

sen Ablasshandel wird bestenfalls eine

Verschiebung der Emissionen von

einer Seite zur anderen, normalerweise

von Norden nach Süden, erreicht. In

der Praxis erhöht das Offsetting (siehe

Kasten) sogar die Emissionen und

schafft zudem soziale Konflikte auf-

grund von Landraub, Vertreibung der

einheimischen Bevölkerung aus deren

Territorien sowie Unterdrückung von

lokalen Gemeinschaften und Bewe-

gungen. Ein Beispiel: Der RWE Kon-

zern finanziert in Sambia 30.000 Holz-

kocher, die 80 % Energie einsparen.

Sicher ein Gewinn für die dortige

Bevölkerung. Um sich Zertifikate für

sein CO2-Konto zu sichern, muss RWE

beweisen, dass tatsächlich Kohlen-

dioxid eingespart wird. Dafür betreibt

RWE enormen Aufwand. Innerhalb

eines Jahres werden die Holzkocher

130.000 Tonnen CO2 einsparen. Gleich-
zeitig geht diese Menge im Kohle-

kraftwerk Niederaußem in Nordrhein-

Westfalen das von RWE betrieben wird,

in 36 Stunden durch den Schlot
(GEO 12/2010). Auch die Mons-

terstaudämme in China, die Tausenden

von Menschen ihren angestammten

Lebensraum nehmen, sind Offset-

Projekte. Eigenständige Projekte der

Entwicklungsländer und Maßnahmen,

die zu einer echten CO2-Reduktion

führen, werden verzögert, wenn nicht

gar verhindert. 

Der Emissionshandel
reduziert keine Emissionen 

Er ermöglicht lediglich den Unter-

nehmen die Wahl zwischen Reduktion

der eigenen Emissionen und Erwerb

von billigeren Verschmutzungsrech-

ten, wobei die Zertifikate in den ersten

drei Jahren verschenkt wurden und

ein Großteil der Zertifikate (90 – 95 %)

auch später noch unentgeltlich zuge-

wiesen wurde. Die schmutzigsten

Industrien (z. B. Kohlekraftwerke) wur-

den dabei am meisten begünstigt.

Und, besonders unanständig: Obwohl

Stromerzeuger von der EHS Gratis-

Zertifikate erhielten, haben sie die

fiktiven Kosten an die KonsumentIn-

nen weitergegeben. Emissions-Handel

setzt keinen Anreiz, zügig auf erneu-

erbare Energien umzustellen bzw. die

unmäßige Produktion und den maßlo-

sen Konsum zu reduzieren. Statt des-

sen wird aus der bestehenden

Luftverschmutzung eine neue handel-

bare Ware kreiert. In diesem Rahmen-

werk suchen die Händler nach den

billigsten Emissionsrechten. Aber was

auf kurze Sicht billig ist, ist es nicht für

die Umwelt und die soziale Gerechtig-

Wenn Klimaschutz zur Ware wird
Klimaschutz ja, aber es darf nicht weh tun. Zumindest nicht den Industriestaaten. Und so wird die Verantwortung
für die CO2-Reduktion mitsamt dem schlechten Gewissen in den Süden verlagert. Und damit es nicht fad wird,
spekuliert man auf Teufel komm raus mit den Emissionszertifikaten. So kann man auch mit dem Klimaschutz
wunderbar Geschäfte machen. Die Konzerne zahlen, die Entwicklungsländer schränken sich ein. Das ist der Deal.
Supergenial.
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keit. Denn der Profit aus dem Emis-

sionshandel konzentriert sich auf Län-

der mit dem höchsten CO2-Ausstoß.

So saß der Stahlriese ArcelorMittal

Ende 2008 auf überschüssigen Ver-

schmutzungsrechten im Wert von

mindestens 500 Mio. Euro, für die er

keinen Cent bezahlt hatte (GEO

12/2010).

Österreichs „herausragende“
Rolle beim Emissionshandel 

Die meisten aktiven Käufer von

Offset-Emissionsrechten waren im

Jahr 2008 europäische Unternehmen,

darunter an prominenter Stelle der

Staat Österreich. Im Unterschied zu

vielen anderen Ländern macht Öster-

reich von der Möglichkeit, mit Ver-

schmutzungszertifikaten das Kyoto-

Ziel zu erreichen, regen Gebrauch.

Dabei gibt es weit kostengünstigere

Möglichkeiten zur Emissionsreduktion,

die auch inländische Wertschöpfung

und Arbeitsplätze bringen.

Neu hinzu kommen soll ab 2012

die Einbindung des Flugverkehrs in

den Emissionshandel. Für alle Flüge

mit Start und/oder Ziel auf europäi-

schen Flughäfen soll eine CO2-Ober-

grenze gelten. Obwohl es hoch an der

Zeit ist, dass der Luftverkehr als we-

sentlicher Verursacher des Klimawan-

dels einen Beitrag zum Klimaschutz

leistet, kritisieren Umweltorganisatio-

nen die Festlegung der Emissions-

obergrenzen, die Gratiszuteilungen

von Emissionszertifikaten sowie die

fortgesetzten Wettbewerbsverzerrun-

gen zwischen Schienenverkehr und

Luftfahrt.

Emissionshandel zählt
definitiv nicht zum
Klimaschutz

Um Ungerechtigkeiten zu vermei-

den und eine weltweiten Kohlendio-

xid-Reduktion zu erreichen, muss die-

ser unselige Ablasshandel und die

damit verbunde-

nen „schmutzi-

gen“ Spekulatio-

nen ein Ende fin-

den. Die Indus-

triestaaten müs-

sen endlich Ver-

antwortung über-

nehmen und mit

tiefgreifenden Kli-

maschutzmaß-

nahmen vorange-

hen. 

Umwelt-
gemeinderätin

Inge Hasenöhrl

Begriffe:
Emissionshandel, besser CO2-Handel: 
Ausgehend von der gemeinsamen „Handelswährung“ der Emissionszertifikate

(ein Zertifikat berechtigt zum Ausstoß einer Tonne CO2) können Unternehmen,

die ihre Emissionen unterhalb ihrer zugewiesenen Zertifikate halten, die

überschüssigen Emissionsrechte im EU-EHS (EU-Emissionshandelssystem)

verkaufen – an jene Betriebe, deren tatsächliche Emissionen über den zuge-

wiesenen Emissionsrechten liegen. Was daran - abgesehen von den Speku-

lationen mit Zertifikaten - grundsätzlich falsch ist, ist die Tatsache, dass die

Emissionen in den Industrieländern (und damit weltweit) nicht oder nur gering-

fügig reduziert werden. Es gibt zwei Hauptformen: Cap and trade und Offset-

ting.

Cap and trade:
Regierungen legen einen Gesamtgrenzwert für CO2-Emissionen über eine

bestimmte Periode (a cap) fest und gewähren der Industrie eine gewisse

Anzahl an „Verschmutzungsrechten“. Unternehmen, die ihr Limit nicht einhal-

ten, können solche Lizenzen von anderen kaufen, die nicht so viel CO2 emit-

tieren. Sie können auch Offsets beziehen.

CO2-Offsets:
Anstatt selbst ihre Emissionen zu reduzieren, tätigen Konzerne, manchmal auch

internationale Finanzinstitute und Regierungen mit Klimaschutzverpflichtungen

Investitionen in CO2 -arme Technologien in Gebieten, wo sie kostengünstig

durchgeführt werden können. Ziel ist es, CO2 -Emissionsrechte zu generieren,

die wiederum auf dem Emissionsmarkt gehandelt werden können. Die Crux

dabei ist, dass diese CO2-Einsparungs-Vorhaben nicht zusätzlich zu ohnedies

geplanten Maßnahmen stattfinden und daher keine echten Einsparungen dar-

stellen. 
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Tati im Stoßverkehr

Von Jurrien Westerhof,

dem Klima- und Energieex-

perten von Greenpeace,

erfuhren die interessierten

Besucherinnen und Besucher

aus erster Hand, was sich in

Indonesien abspielt. Den

Regenwald, den er von früher

kannte, gibt es so nicht mehr.

Die anschließende Diskussion

machte deutlich, wie kontro-

versiell das Thema Agrosprit

gesehen wird und wie wenig

nicht nur die Normalbürge-

rInnen, sondern auch Wissenschafte-

rInnen und PolitikerInnen über die

potentiellen Aus- und Wechselwir-

kungen wissen. Fakt ist, es sollen 10 %

Bio-Ethanol dem Sprit beige-

mischt werden. Fest steht aber

auch, dass die Umwandlung

bisher ungenutzter Flächen

(meist Wald) viel mehr CO2

freisetzt als schlussendlich

eingespart wird. Wirksamer

Klimaschutz sieht anders aus.

Es wird wohl eine Mischung

von vielen verschiedenen

Maßnahmen sein müssen.

Beim nächsten GRÜNEN The-

menabend (siehe unten!) mit

dem Schwerpunkt Verkehr

kann weiter diskutiert werden. 

Inge Hasenöhrl

Eingepackt in eine Slapstick-Sati-

re beschreibt Tati den Kult ums Auto

und den Irrsinn des modernen Stra-

ßenverkehrs. Chaos auf den Straßen,

Unfälle und die seltsamsten Aus-

wüchse der Automobilisierung. Ein

Film voller sarkastischer Beobachtun-

gen und befreiendem Humor. Trafic

(1971) ist auch ein prophetischer Film

über die Zukunft der menschlichen

Mobilität, über die Bewegung, den

Stillstand und die Katastrophe. Der

Film und das Impulsreferat von DI

Brezina, u. a. Obmann der Plattform

für nachhaltige Mobilität, bilden eine

anregende Grundlage für die Diskus-

sion über umweltverträgliche Mobilität

im Allgemeinen und in Mödling im

Besonderen. Ein Abend im Offenen
Kulturhaus Mölkerei (Mödling, Möl-

kergasse 6), den man nicht versäumen

sollte. Inge Hasenöhrl Inge Hasenöhrl

GRÜNES THEMENKINO „Fette Beute“ 
Beim Themenkino am 21. Oktober in der Mölkerei ging es um Agrosprit, ein sehr komplexes und polarisierendes
Thema. Vieles wurde nicht durchdacht, viele Aussagen sind zu kurz gefasst. An diesem gut besuchten, spannen-
den Themenabend zeigte der Film „Fette Beute“ von Inge Altemeier und Reinhard Hornung am Beispiel Indone-
sien, wie der Anbau von Palmöl für Agrosprit, aber auch Kosmetika und Margarine, die Böden auslaugt, der
Waldbevölkerung den Lebensraum nimmt und unsere grüne Lunge unwiederbringlich zerstört. 

GRÜNES THEMENKINO „Trafic“ 
am 16. März 2012, 18:30 Uhr 
Umweltverträgliche Mobilität, wie sieht die aus? Beim nächsten Grünen Themenabend am 16. 3. 2012 widmen wir
uns dieser Frage. Ein Top-Fachmann, der sich intensiv mit diesem Thema befasst hat, DI Tadej Brezina, wird mit
einem Impulsreferat eine sicher sehr spannende Diskussion einleiten. Zur Einstimmung gibt es den Kultfilm Trafic
von und mit Jacques Tati. 

©Pixelio
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kunstraumarcade
Hauptstraße 79 (Beethovenhaus),
2340 Mödling
Tel. 02236/860457,
0664/7675143
arcade@artprint.at 
www.kunstraumarcade.at
Öffnungszeiten: Fr 15–18 Uhr,
Sa 10–15 Uhr 

14. Jänner – 11. Februar 2012
Am Anfang / Die Edition:
Kirsten Borchert, Henriette Lein-
fellner, Agata Peperski, Gerlinde
Thuma 
Samstag, 14. Jänner, 10 Uhr 

Galerie-Brunch mit den Künstlerinnen

Geöffnet jeden Samstag 10 – 15 Uhr 

In der ersten Ausstellung des Jahres

werden die neuen

Editionen präsen-

tiert und weitere

Grafiken der Künst-

lerinnen, die inner-

halb des letzen Jah-

res entstanden sind. 

10. März – 14. April 2012
Erich Steininger – Zeichnungen und

Buchpräsentation

Vernissage: Sa, 10. März, 18 Uhr
Erich Steiniger zählt zu den bedeu-

tendsten Druckgrafikern Österreichs.

Neben den Druckgrafiken sind es vor

allem Zeichnungen, die zum künstleri-

schen Oeuvre Steiningers zählen.

„Holzschnitt, Zeich-
nung und Radierung
sind bei mir immer
autonome Techniken
gewesen, die parallel
entstehen und eine
starke Verbindung
zueinander haben.“

Stadttheater Mödling
Babenbergerg. 5, 2340 Mödling
Tel. 02236/42999
www.theaterzumfuerchten.at

Premiere: 7. Jänner 2012, 19:30 Uhr
American Diner – Die Ballade vom
traurigen Burger
Buch u. Inszenierung: Bruno Max

Specials Arthur Schnitzler:
Soloabende mit Alexander Rossi 

Leutnant Gustl
2. bis 4. Februar, 19:30 Uhr

Fräulein Else
16. bis 18. Februar, 19:30 Uhr

Special Georg Kreissler
Adam Schaf hat Angst oder das
Ende vom Lied
23. bis 25. Februar, 19:30 Uhr

Musical mit Jörg Stelling

Special
Absurdeon: Bernie Feit
1. bis 3. März, 19:30 Uhr

Liederabend mit Bernie Feit

Premiere: 17. März, 19:30 Uhr
Antonius und Cleopatra
von William Shakespeare

Inszenierung: Bruno Max

Jazzforum Mödling
in der Bühne Mayer
Elisabethstr. 22, 2340 Mödling

Samstag, 22. Jänner, 20:30 Uhr
Jon Sass Duo
Der berühmte

Tubist Jon Sass

(Art of Brass, Vien-

na Art Orchestra,

Hans Theessink

etc.) gibt ein Duo-

konzert mit seinem kongenialen Part-

ner Wolfgang Puschnig an Saxophon

und Flöte. Da bis

zum Redaktions-

schluss noch keine

100%ige Zusage

von Puschnig vor-

lag, kommt Jon

Sass möglicherweise mit dem nicht

minder berühmten Hornisten Arkady

Shilkloper nach Mödling. 

CultUhr Samstag, 25. Februar, 20:30 Uhr 
SANMERA Hot Salsa & Afro-Cuban
Music 
Bandleader und Saxofonist Klaus

Bräuer hat ein Dreamteam aus Spit-

zenmusikerInnen aus Kuba, Venezue-

la, Kolumbien und Österreich formiert.

Leadvocals: Yaqueline Castellanos und

Luison. Wegen der großen Nachfrage

wieder im Jazzforum!

Samstag, 24. März, 20:30 Uhr 
Electric Trio
Der Drummer

Wolfgang Rei-

singer gibt uns

wieder Gele-

genheit, eines

seiner neue-

sten Projekte zu hören und zu sehen. 

Wolfgang Reisinger (dr), Franz Haut-

zinger (tr), Raphael Preuschl (b)

Filmclub capitolino
Aufführungen im Stadttheater
Mödling, www.capitolino.at

Dienstag, 20. Dez, 19:30 Uhr 
Alles, was ich an euch liebe
Regie: Teresa de Pelegrini, Dominic

Harari 

Spanien/Argentinien/Portugal/Groß-

britannien 2004, 89 min

Leni Dalinsky und ihr Verlobter Rafi

sehen aufgeregt dem ersten Zusam-

mentreffen Rafis mit Lenis Familie

entgegen. Ein an sich harmloses

Unterfangen, wäre da nicht der

erwähnenswerte Umstand, dass Leni

Jüdin und Rafi Palästinenser ist. Pub-

likumsliebling in Locarno 2004.

Haus der Jugend 
Hauscafé
Eisentorg. 5 
www.hausderjugend.at

17. Dezember
XmasParty im Hauscafé

14. Jänner Live@Hauscafé

Absinity & Magnus A.n.u.s.

3. März Live@Hauscafé

The Lucid
Eintritt frei
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GRÜNE NÖ

gebracht werden, wie wir wissen! Das

saubere, ersparte Geld der Steuerzah-

lerInnen dient schmutzigen Geldge-

schäften als Bonität! Das wollen die

Menschen im Land keinesfalls! Vor-

dergründig wird sich für die Häusel-

bauerInnen nichts ändern: Die Dar-

lehen werden noch immer an die Hypo

Landesbank gezahlt. Und das Land 

(= alle NiederösterreicherInnen) über-

nimmt sogar die Ausfallshaftung, falls

HäuselbauerInnen ihr Darlehen nicht

bedienen können. Aber der Finanzhai

kann jetzt das Darlehenspaket kurz-

fristig für weitere Geschäfte verwen-

den und alle Rückzahlungen der

Darlehen kommen zu 100 % an ihn.

Das Geschäft an und für sich ist für

den Finanzhai in Gestalt eines Inves-

tors bereits ein Gewinn! 

2001 wurde das erste Darlehens-

paket verkauft und veranlagt, besser

gesagt: Das Zeitalter der Spekulation

begann. Das war ja unter Schwarz-

Blau der letzte Schrei! 2007 wurde

das zweite Paket verschleudert, wobei

ein Teil bereits in die Schuldentilgung

des Landes floss. Im November 2011

geht der gesamte Erlös in die Schul-

dentilgung. Wer heute noch sagt, dass

Spekulieren Sinn macht, dem ist nicht

zu helfen. Niederösterreich leistet sich

nicht einmal mehr einen Direktzu-

schuss für private Solaranlagen, son-

dern muss auf Zeit spielen und ge-

währt nur Zinszuschüsse zu einem

Darlehen. Damit ist doch allen klar,

wie flüssig das Land im Moment ist!

Und das alles nur, weil der Schul-

denberg über Euro 4 Mrd. geklettert

ist und sich die offenen Forderungen

stetig reduzieren. Das Geld fehlt

wegen Spekulationen und falschen

Investitionen für die Zukunft. Dabei

braucht es heute Anschub vor allem

im Bildungs- und Energiebereich! 

Die Grünen stehen für nachhaltige

Finanzpolitik. Für uns sind die offenen

Kreditforderungen der HäuselbauerIn-

nen „eine sichere Bank“ und damit

Garant für stete Einnahmen. Daher gab

es seitens der Grünen dreimal ein deut-

liches Nein. Die SPÖ ist mit ihrer

Zustimmung des November-Beschlus-

ses wieder Steigbügelhalterin der ÖVP!

Mehr als 16.500 Darlehen werden

zu einem Paket geschnürt und an den

Bestbieter am Finanzmarkt verschleu-

dert. Oder anders formuliert: Kredit-

forderungen werden an Investoren

verscherbelt. Für die ist schon der

Kauf ein Gewinn. Die aushaftenden

Darlehen belaufen sich auf Euro

980.000,-. Würde das Land die Til-

gungsfrist der Darlehen abwarten,

würde es jedenfalls 100 % zurückbe-

kommen. Die langen Laufzeiten

ermöglichen stete Einnahmen. Der

Schuldenberg von mehr als Euro 4

Mrd. schreit aber nach Abbau. Dafür

braucht es Bares! Also wird das ganze

Darlehenspaket mit einem Verlust von

mindestens 50 % verschachert. Der

Investor verschneidet dann das gute

Darlehenspaket wieder in andere

Finanzgeschäfte. Unterm Strich landen

die Darlehen des Landes im Turboka-

pitalismus-Casino. Niederösterreiche-

rInnen wollen aber keinesfalls mit

derartigen Geschäften in Verbindung

Saubere Darlehen von HäuselbauerInnen 
an dreckige Finanzhaie verschleudert! 
SPÖ wieder Steigbügelhalterin der ÖVP!
Es war ein Paukenschlag, der durch alle Glieder fuhr. Finanzlandesrat und Schuldenjongleur Wolfgang Sobotka
schnürt zum dritten Mal ein Paket von Wohnbauförderungsdarlehen, die HäuselbauerInnen im Land schon länger
bedienen, um es zu verschleudern. Warum hat LH-Stv. Sobotka nichts aus der Krise gelernt?

LAbg. Dr. Helga Krismer, 
Energiesprecherin, 
Vizebürgermeisterin Baden


